L. 1416. 


XV. KURENDA SZKOLNA. 


215652. 


L. 3798. 
Stepel dla niektórych przedmiotów nałożony lub podwyższony. 
Dziennik Praw Państwa (Reichs⸗Geſetz-Blatt) dla Cesarstwa Austryackiego z 16. Grudnia 
1863 w zeszycie XL. podaje Najwyższą ustawę z 13. Grud. r. b. L. 89. która wyłuszcza przed- 
mioty, na które dla pokrycia wydatków Państwa, taksa stęplowa nałożona lub podwyższona została. 
Ważniejsze z niej tak dla Szan. Duchowieństwa jako i Nauczycielstwa do wiedzenia po- 
trzebne wyjmujemy i przedrukować nakazujemy. Osnowa ich następująca: 


„§. 3. Von den beſtehenden zwei Scalen wird die Scala J. abgeändert und 
denſelben eine Scala III. mit dem entſprechenden außerordentlichen Zuſchlage hinzugefügt. 
Zur Erleichterung der Ueberſicht und des Gebrauches wurden alle drei Scalen dem Ge— 
ſetze beigeſchloſſen.“ “) 

„§. 10. Die Percentual-⸗Gebühr von Rechtsgeſchäften, deren Erfüllung von einem 
Ereigniſſe, deſſen Eintritt ungewiß iſt, abhängig gemacht wurde, iſt erſt beim Eintritte des— 
ſelben unbeſchadet der im $. 44 der Geſetze vom 9. Februar und 2. Auguſt 1850 ausge⸗ 
ſprochenen Verpflichtung zu entrichten. 

Daſſelbe gilt von Erbſchaften oder Legaten, welche erſt beim Eintritte eines ſolchen 
Ereigniſſes anzufallen oder an eine andere Perſon überzugehen haben. Der Erwerber 
der Sache hat binnen acht Tagen von dem Tage an gerechnet, an welchem 
ihm der Eintritt des Ereignifſes bekannt geworden iſt, die Anzeige da— 
von dem zur Gebührenbemeſſung beſtimmten Amte zu erſtatten.“ 

„S$. 13. Wegen jeder Verkürzung des Stempelgefälls durch unterlaſſene Ent- 
richtung der für die in den Poſten 32, 2. b, c, e; 47 d bb; 59 b; 74; 83 B 2; 101 IA b 
der geänderten Tarifsbeſtimmungen erwähnten Urkunden und Schriften vorgeſchriebenen fe— 
ſten Gebühr iſt der zehnfache Betrag der verkürzten Gebühr ohne Einleitung 
eines Strafverfahrens von Denjenigen, welche zur Entrichtung derſelben verpflichtet ſind, 
einzuheben.“ 

„§. 14. Die Verjährungsfriſt der Strafen für Gefällsverkürzun— 
gen in Abſicht auf Stempel- und unmittelbare Gebühren wird für das 
ganze Reich durchaus mit 5 Jahren feſtgeſetzt.“ 

„§. 16. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes haben am 1. Jänner 
1863 in Wirkſamkeit zu treten.“ 


*) Skala II. dla kwitów na pieniądze i t. p. została ta sama, co przedtém, zaczem i nadal do niej się stósować. 
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Tu w Ustawie następują III. Skale. 
Z oddziału: Vorerinnerungen zu den geänderten Tarifsbeſtimmungen. 

„F. 3. Bft die Urkunde oder Schrift einer feſten Stempelgebühr unterworfen, fo 
muß jeder weitere Bogen mit dem für den erſten Bogen vorgeſchriebenen Stempel verſehen 
werden. Beirägt jedoch die feſte Gebühr des erſten Bogens mehr als 50 fr., fo unterliegt 
jeder weitere Bogen der Urkunde oder Schrift der feſten Gebühr von 50 kr. Eine Aus— 
nahme findet nur Statt bei ämtlichen und zugleich ämtlich vidimirten Abſchriften, bei den in 
der Tarifspoſt 17 bezeichneten Auszügen und bei Duplicaten ämtlicher Ausfertigungen, von 
welchen jeder Bogen der Gebühr von 1 fl. unterliegt.“ 


Z oddziału: „Geänderte Tarifsbeſtimmungen.“ 

„Poſt⸗Nr. 2. Abſchriften: a) Amtliche, einfache, d. i. nicht vidimirte: aa) wenn fie von einem Gee 
richte ausgeſtellt werden von jedem Bogen 36 kr. bb) wenn fie von andern Behörden ausgeſtellt werden *) 
von jedem Bogen 50 kr. b) ämtliche vidimirte von jedem Bogen 1 fl. c) nicht amtliche, d. i. von Parteien 
ſelbſt verfaßte, wenn ſie ämtlich oder von Notaren vidimirt werden, von jedem Bogen 50 kr. k) Abſchriften 
und Auszüge aus den inländiſchen Vermeſſungsprotokollen, welche als amtliche und unter ämtlicher Bürgſchaft 
ansgefolgt werden, von jedem Bogen 50 kr. Außerdem unbedingt.“ 

„Poſt⸗Nr. 43. Eingaben von Privatperſonen, welche bei dem Landesfürſten, dem Reichsra⸗ 
the, den Landes⸗, Kreis⸗, Gauz, Bezirks- oder Gemeindevertretungen oder bei den durch dieſelben für die Anz 
gelegenheiten des Reiches, der Länder, der Kreiſe, Gaue, Bezirke oder Gemeinden aufgeſtellten Behörden, Aemtern 
und öffentlichen Anſtalten, oder bei den ihre Stelle vertretenden Amtsperſonen überreicht werden: a) 1. im 
gerichtlichen Verfahren in und außer Streitſachen von jedem Bogen 36 kr. 2. alle andern von jedem Bogen 50 kr.“ 

c) Geſuche um nacherwähnte beſondere Rechte: 1. um Verleihung, Beſtätigung oder Ueber⸗ 
tragung von Adelsgraden, Verleihung von Orden, um Bewilligung ausländiſche Orden anzunehmen und zu 
tragen, Vereinigung oder Verbeſſerung von Wappen, Ausfertigung eines Wappenbriefes, Bewilligung von 
Namensänderungen oder Namensübertragungen, Verleihung von Würden, Ehrenämtern, Ehe 
rentiteln und ſonſtigen Ehrenvorzügen und Auszeichnungen mit Inbegriff jener für gewerbliche 
Unternehmungen, vom erſten Bogen 5 fl. 

h) Recurſe, d. i alle Berufungen gegen die Entſcheidung oder Verfügung einer 
untern Inſtanz an die höhere, welche nicht unter g biefer Tarifspoſt oder 9 der Tarifspoſt 44 der 
geänderten Tarifsbeſtimmungen begriffen ſind, und die außerordentlichen Gnadengeſuche im Verfahren wegen 
Gefällsübertretungen, vom erſten Bogen 1 fl.“ 

„Poſt⸗Nr. 66. Legaliſirungen, d. i. Beſtätigungen der Echtheit der Unterſchrift der Urkunden: a) 
wenn fie von öffentlichen Behörden oder Aemtern vorgenommen werden: aa) für die Beſtätigung einer Para 
teiunterſchrift, 1 fl. bb) für die gleichzeitige Beſtätigung jeder weiteren Parteiunterſchrift, von jeder 50 kr. b) wenn 
fie von einem Notar vorgenommen wird, im Falle aa 50 kr. im Falle bb) 25 kr.“ 

„Poſt⸗Nr. 96. Stiftungen: a) die über eine Stiftung errichtete Urkunde (der Stiftbrief) von jedem 
Bogen 50 kr. fo auch b) von dem der Stiftung gewidmeten Vermögen, wie von Schenkungen oder Vermoͤgens⸗ 
Uebertragungen von Todeswegen.“ 

„Poſt⸗Nr. 101. Urkunden: J) Rechtsurkunden über Vermögensübertragungen auf den Todesfall, 
als letztwillige Anordnungen (Teſtamente, Codicille), wechſelſeitige Teſtamente, Erbverträge, Schenkungen auf 


*) Pod tę rubrykę podciągać należy Wypisy z ksiąg metrykalnych, czyli zaświadczenia metrykalne. 
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den Todesfall, Beſtimmungen in Ehepacten und anderen Verträgen zwiſchen Ehegatten über auf den Todes⸗ 
fall des Einen dem Andern zuſtehende Rechte, vom 1. Bogen 1 fl. Die Gebühr iſt letztwilligen Anordnungen 
nur in dem Falle zu entrichten, wenn auf Grund derſelben eine Vermoͤgensübertragung ſtattfindet und es ſich 
nicht um eine in der T. P. 44 x und 80 a bezeichnete Verlaſſenſchaft handelt. Sie iſt zugleich mit der Ver⸗ 
mögensübertragungsgebühr zu bemeſſen und haftet auf dem Nachlaſſe.“ 

„Poſt⸗Nr. 102. Urkunden, befreite: p) Letztwillige Anordnungen (Teſtamente, Codicille), die 
Befreiung derſelben wird aufgehoben. Siehe P. 101 1 A 1 der geänderten Tarifsbeſtimmungen. 

„Poſt⸗Nr. 106. Vermögensübertragungen: B e des Geſetzes vom 9. Februar und D des 
Geſetzes vom 2. Auguft 1850. Ein Aequivalent der Percentual-Gebühren für jede Beſitzdauer von 10 Jahren 
haben von dem Vermögen zu entrichten: 1. Stiftungen, Veneficien, Kirchen, geiſtliche und weltliche Gemeinden, 
Vereine, Anſtalten und andere Corporationen und Geſellſchaften, deren Mitgliedern ein Antheil an dem Ver⸗ 
mögensſtamme der Gemeinſchaft nicht zuſteht: a) von unbeweglichen Sachen vom Werthe 3 Percent b) von 
beweglichen Sachen vom Werthe 1½ Percent.“ 

„Poſt⸗Nr. 116 Zeugniſſe, gebührenpflichtige: a) Alle, welche einer höheren oder minderen Gebühr 
nicht ausdrücklich zugewieſen find: aa) wenn fie von landesfürſtlichen Behörden oder Aemtern ausgeſtellt were 
den, vom erſten Bogen 1 kr. bb) wenn fie von anderen Behörden, Aemtern oder von Privatperſonen aug- 
geſtellt werden, von jedem Bogen 50 kr.“ 

Z Konsystorza Biskupiego. Tarnow 24. Grudnia 1862. 


L. K. 3859. 
Zawarcie małżeństwa Urzednikom rachunkowym niemającym 500 zir. pen- 
syi pod ntrata posady bez pośredniego pozwolenia zabronione. 

Dziennik (Reichs⸗Geſetz⸗Blatt XLIII. Stück.) przynosi nam Rozporządzenie najwyższej Wła- 
dzy kontroli rachunkowości (der oberſten Rechnungs⸗Controls-Behörde.) z 10 Grud. 1862. L. 98. w 
tym względzie dla Urzędników cywilnych i wojskowych przy Urzędach rachunkowych zostających, 
z którego punkta są następujące: 

„1. Controllsbeamten ift die freie Eingehung der Ehe nur dann geftattet, wenn 
ſie in dem Genuſſe eines mit keinen Taxabzügen belaſteten Gehaltes von mindeſtens 
jährlichen Fünfhundert Gulden ſtehen. 2. Dieſe Gehaltsgränze gilt ſowohl für den Amtsſitz 
der Controlsbeamten in der Reſidenz, als in den Provinzialſtädten. 3. Proviſoriſche Be- 
amte ſind den definitiv angeſtellten ganz gleich zu halten. 4. Quartiergelder oder ſonſtige 
Nebenbezüge können nicht in Anrechnung gebracht werden. 5. Beamte jener Gehaltsklaſſe 
bedürfen zu ihrer vorhabenden Verehelichung keiner vorläufigen Bewilligung ihrer vorgeſetz— 
ten Behörde, ſie ſind jedoch gehalten, hierüber ihrer Amtsvorſtehung die Anzeige zu machen. 
6. Beamte welche ſich verehelichen wollen, ohne das ad 1 erwähnte Gehaltsminimum er⸗ 
reicht zu haben, ſind verpflichtet, um die Bewilligung im Wege ihrer Amtsvorſtehung bei 
der oberſten Rechnungs⸗Controls⸗Behoͤrde einzuſchreiten; diefe Bewilligung kann ihnen nur 
ertheilt werden, wenn ſie den an dem Gehaltsminimum jährlicher 500 fl. abgängigen Be⸗ 
trag ſelbſt oder mit dem andern Theile, durch ein vollkommen und bleibend ſicher geſtelltes 
Privateinkommen gedeckt haben. 7. Praktikanten mit oder ohne Adjutum haben im Falle 
ihrer vorhabenden Verehelichung dieſe Sicherſtellung für den vollen Betrag jährlicher 500 
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fl. zu leiſten. 8. Verheirathete Diurniften können nur in dem Falle für ſyſtemiſtrte Dien- 
ſtesſtellen in Berückſichtigung gezogen werden, wenn ſie ſich in der Lage befinden, die De— 
ckung des fidh zwiſchen dem Betrage des ihnen zu verleihenden Gehaltes und der Normal- 
gebühr jährlicher 500 fl. ergebenden Abganges durch ein Privateinkommen in vollkommen 
und bleibend ſicherſtellender Weiſe nachzuweiſen. 9. Uebertretungen dieſer Beſtimmungen 
werden als eine freiwillige Auflöſung des Dienſtvertrages angeſehen und haben ohne wei— 


ters die Entlaſſung vom Dienſte zur Folge.“ 
Tyle do wiadomości Szan. Duchowieństwa i Nauczycielstwa i t. p. 
Tarnów 26. Grudnia 1862. 


OBWIESZCZENIE 
o 2 opróżnionych posadach nauczycielskich. 

I N. 1414. Przy szkole trywialnój w Hołance wielkiej, Obwodu Wadowskiego 
Dekanatu Oświęcim. posada nauczyciela patronatu prywatnego 2 roczną płacą 189 złr. a. 
w. oprözniong została, 

Ubiegający się o nię, mają swoje należycie sporządzone podania, nieprzekraczając 
istniejących stemplowych przepisów, zwykłą drogą najdalej do 20. Lutego 1863. Biskupiemu 
Konsystorzowi przedłożyć. 

II. N. 1421. Przy szkole twywialnćej w Jazowsku, Obwodu Sandeckiego, Dekanatu 
dąckiego, posada nauczyciela, patronatu prywatnego, 2 roczna płacą 157 zdr. 51 kr. a. 
w. opróżnioną została. 

Termin do podania upływa z dniem 15. Marca 1863. 

Tarnów dnia 30. Grudnia 1862. 
L. 3810. 
Składka na kościółek S. Wojciecha w Krakowie. 

Najstarszy, w samym środku Miasta Krakowa stojący kościółek imię Ś. Wojciecha 
Narodu naszego Apostoła noszący, ciężarem tyle set wieków osłabiony, upadać zaczyna. 
Zwrócił tenże uwagę Wysokich Rządów Krajowych na siebie, i wyszły rozporządzenia z 
d. 18. b. m. i 1. L. 11371. do C. K. Urzędów powiatowych i obwodowych, aby lud nasz 
do składek na odświeżenie i poratowanie tego szanownego Staruszka zachęcono. Bracia Sza- 
nowni ani wątpimy, iż wziąwszy to do wiadomości, ze strony Waszćj, dzieło tak katolickie 
wpływem Waszym, jak najusilniej wesprzeć, i co uzbieracie, na ręce Nasze do Konsystorza 
przesłać raczycie. I wy Panowie Przełożeni szkół przyczyńcie się do tego. 

Tarnów 30. Grudnia. 


Z Konsystorza biskupiego. 
Józef Alojzy, Tarnów dnia 30. Grudnia 1S62. 
Biskup Tarnowski. Jan Figwer, 


Kancierz prow. 


Tarnów i Jasło. Drukiem A. Rusinowskiego, 1862. 


